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Die Gemeinde Gägelow nimmt die nebenstehenden Ausführungen zur Kennt-
nis und stimmt diesen zu. 
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Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Grundzüge der Planung nach 
raumordnerischen Maßstäben nicht berührt werden. 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass dem Vorhaben keine Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung entgegenstehen. 
 
 
Der abschließende Hinweis wird beachtet. 
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Die Gemeinde Gägelow nimmt zur Kenntnis, dass auf die Hinweise der Beteili-
gung nach § 4 Abs. 2 BauGB hingewiesen wird. Die entsprechende Stellung-
nahme des Fachbereiches Bauleitplanung wird im Anschluss an diese Stellung-
nahme des Landkreises behandelt. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Stellungnahme auf entgegenste-
hende Belange hinweist, die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung 
berücksichtigt werden müssen. 
 
Die Gemeinde setzt sich nachfolgend mit den Kritikpunkten der unteren Natur-
schutzbehörde auseinander. 
 
Artenschutz 
Die allgemeinen Ausführungen und gesetzlichen Grundlagen zum genannten 
Artenschutz werden von der Gemeinde zur Kenntnis genommen. 
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Die Gemeinde nimmt ebenfalls zur Kenntnis, dass die Einschätzung der in den 
Planunterlagen enthaltenden Informationen der artenschutzrechtlichen Rele-
vanzprüfung mitgetragen wird, solange die artenschutzrechtlichen Vermei-
dungsmaßnahmen, die in der Satzung, unter Hinweise entsprechend aufge-
nommen wurden, bei der Umsetzung der Planung entsprechend beachtet und 
eingehalten werden. 
 
Biotopschutz 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass der Planänderung Belange des ge-
setzlichen Biotopschutzes entgegenstehen, die nicht berücksichtigt worden 
sind. 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass sich gemäß Biotopverzeichnis sowie 
in alten Luftbildern ein flächiges Gehölzbiotop mit der Biotop-Nr. 11369 befin-
det. Das von der uNB erwähnte Biotop war zum Zeitpunkt der Bestandsauf-
nahme nicht vorhanden. Sofern in der Vergangenheit ein geschütztes Biotop 
unerlaubt beseitigt wurde, handelt es sich dabei um eine von der uNB zu ver-
folgende Ordnungswidrigkeit. Ein inhaltlicher Zusammenhang mit dem im Jahr 
2020 aufgestellten Bebauungsplan besteht nicht. Die Gemeinde hat für das 
Plangebiet zur Planaufstellung eine sorgfältige Bestandsaufnahme erstellt. In 
diesem Zusammenhang wurde das gesamte Biotop nicht vorgefunden. Der Be-
bauungsplan kann sich daher nur mit dem Bestand auseinandersetzen, der 
zum Zeitpunkt der Bestandserhebung vorzufinden war. 
 
Mit Umsetzung der 5. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 14 
„Mischgebiet am Priestersee“ erfolgen keine direkten Eingriffe in geschützte Bi-
otopstrukturen. Ein Heranrücken der Bebauung des Bebauungsplanes an die 
geschützten Biotopstrukturen ist möglich. Allerdings befinden sich das Bau-
fenster für die Lagerhalle (GEe 1) und der Lagerplatz (GEe 2) 53 m von der 
Uferlinie des Priestersees entfernt und damit hinter der Gewässerschutzlinie. 
Außerdem liegt das Gelände des GEe 1 in einer Senke, die westlich und nörd-
lich durch einen Wall von den umliegenden Strukturen abgeschirmt wird. Das 
GEe 2 am westlichen Rand des Geltungsbereiches ist durch eine Umzäunung 
von den angrenzenden Biotopen abgegrenzt. Zwischen der eingezäunten La-
gerfläche und dem Priestersee befinden sich einige Laubbäume (v. a. Erlen), 
die für eine akustische und optische Abschirmung sorgen. Die zusätzlichen mit-
telbaren Wirkungen können als gering eingeschätzt werden, da der Bereich be-
reits heute anthropogen vorbelastet ist. Der Priestersee ist als Pachtgewässer 
ausgewiesen und die umliegenden Bereiche werden intensiv landwirtschaftlich 
genutzt.  
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Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass auf erhebliche Belange hingewiesen 
wird, die nach Auffassung der unteren Immissionsschutzbehörde im Rahmen 
der bauleitplanerischen Abwägung kaum überwindbar sind. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Gägelow nimmt zur Kenntnis, dass seitens der unteren Immis-
sionsschutzbehörde erhebliche Bedenken gegen die Planung bestehen und die 
Belange des Immissionsschutzes nicht ausreichend berücksichtigt wurden 
seien. Die Gemeinde vertritt hierzu eine andere Auffassung und wird dies im 
Folgenden darlegen. 
 
 
Die Gemeinde verfolgt zwar weiterhin das Ziel ein eingeschränktes Gewerbe-
gebiet mit der Zulässigkeit eines Lagerplatzes auszuweisen, jedoch wurde die 
Zulässigkeit des Lagerplatzes gegenüber der Planung des Entwurfes vom 
04.05.2020 erheblich eingeschränkt. Es wurde im erneuten Entwurf vom 
31.03.2021 ein unselbstständiger Lagerplatz, dessen Zulässigkeit sich nach 
der des zugehörigen Gewerbebetriebes richtet, ausgewiesen. 
 
 
 
Die nebenstehenden Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Ge-
meinde stimmt der Darstellung zu. 
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Geräuschspitzen müssen das Spitzenpegelkriterium einhalten. Für Mischge-
biete beträgt der zulässige Wert 90 dB(A). Bei einem Abstand von 10 m zwi-
schen Quelle und Immissionsorte vermindert sich der Schall um 28 dB. Das 
Spitzenpegelkriterium muss auf einen Wert von 118 dB(A) begrenzt werden. 
Dieser Wert wird durch den normalen Betrieb von LKW und Radladern etc. ein-
gehalten. Hier liegen die Spitzenpegel (Feststellbremsen, Türenschlagen) bei 
maximal 110 dB(A). Bei Abkippvorgängen werden im Regelfall 120 dB(A) über-
schritten (z. B. Abkippen von Kies 124 dB(A)). Das Schlagen eine Mulden-
klappe an eine leere Mulde verursacht Spitzenpegel von 140 dB(A). Das Ab-
kippen fester Schwerer Güter (z. B. Granitsteinen) verursacht Erschütterungen, 
die zu Überschreitungen der Richtwerte der DIN 4150 führen können. Für die 
Geräuschemissionen eines Lagerplatzes ist die Art des Umschlages von Be-
deutung. Ein Entladen von Paletten oder Stückgütern mit einem Gabelstapler 
verursacht keine unzulässigen Spitzenpegel und Erschütterungen. Je nach Art 
des Lagerplatzes ist im Rahmen der Baugenehmigung zu prüfen, ob das Spit-
zenpegelkriterium eingehalten wird. 
 
Die Gemeinde hat sich in der Abwägung der vorgebrachten Belange (zusätzli-
che Emissionen wie Stäube, Erschütterungen, Gerüche) dazu entschieden, die 
Art der zulässigen Lagerplätze weiter zu präzisieren. Hierzu werden Lager-
plätze i. S. d. 4. BImSchV Anhang 1 Nr. 9.3 und Nr. 9.11.1 für unzulässig er-
klärt. Auf die im Anhang 1 der 4. BImSchV angegebene Unterscheidung nach 
Lagerkapazitäten wird verzichtet. 
Die Nr. 9.3 des Anhangs 1 der 4. BImSchV nimmt Bezug auf die Stoffliste des 
Anhangs 2. Es wird damit sichergestellt, dass auf dem Lagerplatz im Plangebiet 
keine Stoffe, von denen erhebliche Geruchsbelästigungen ausgehen können, 
gelagert werden. 
Unter Nr. 9.11.1 des Anhangs 1 der 4. BImSchV werden Lagerplätze, zum Be- 
und Entladen von Schüttgütern, die im trockenen Zustand stauben können, 
durch Kippen von Wagen oder Behältern oder unter Verwendung von Baggern, 
Schaufelladegeräten, Greifern, Saughebern oder ähnlichen Einrichtungen so-
wie Anlagen zur Erfassung von Getreide, Ölsaaten oder Hülsenfrüchten, auf-
geführt. Dadurch, dass auch derartige Lagerplätze untersagt werden, erachtet 
die Gemeinde erhebliche negative Auswirkungen durch Stäube und Erschütte-
rungen für ausgeschlossen. 
 
Zusammenfassend wird durch die Kombination der Festsetzungen eines un-
selbstständigen Lagerplatzes, sowie des Ausschlusses von bestimmten Lager-
plätzen nach Anlage 1 der 4. BImSchV gewährleistet, dass in dem GEe 2 nur  
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ein mit der Schutzbedürftigkeit des Mischgebietes verträglicher Lagerplatz zu-
gelassen werden kann. 
 
Damit ist auch eine unzulässige Beeinträchtigung der nächstgelegenen Wohn-
bebauung ausgeschlossen. 
 
Das zitierte Urteil vom 21.03.1995 (OVG Münster 11 A 1089/91) bezieht sich 
auf selbstständige Lagerplätze und nicht auf unselbstständige Lagerplätze. 
Weiterhin wird dort auf die Zulässigkeit von Lagerplätzen als nicht störende Ge-
werbebetriebe mit dem gebietsverträglichen Störungsgrad eines Allgemeinen 
Wohngebietes nach § 4 BauNVO abgestellt. Auch das zitierte Urteil vom 
22.02.2018 (VG Ansbach AN 3 K 16.02050) stellt die Unzulässigkeit eines La-
gerplatzes „in einem Gebiet, das den Störungsgrad eines Allgemeinen Wohn-
gebietes nach § 4 BauNVO“ fest. Die in der 5. Änderung und Ergänzung fest-
gesetzten eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 1 und GEe 2 sind jedoch nach 
dem Störungsgrad eines Mischgebietes nach § 6 BauNVO zu beurteilen. In 
seinem Urteil vom 08.11.2001 stellt das Bundesverwaltungsgericht (4 C 18/00) 
fest: „[D]ie ausdrückliche Zulassung der Lagerhäuser und Lagerplätze in den 
Gewerbe- und Industriegebieten gem. § 8 und § 9 BauNVO bedeutet nicht, 
dass sie schon allein deshalb in allen anderen Baugebieten unzulässig sind. 
Vielmehr können sie zumindest als Teil eines Gewerbebetriebs auch in ande-
ren Baugebieten zulässig sein, sofern der Gewerbebetrieb selbst in dem betref-
fenden Gebiet zugelassen ist und das Lagerhaus oder der Lagerplatz mit der 
Zweckbestimmung dieses anderen Baugebiets vereinbar ist.“ Es kann daher 
ein unselbstständiger bzw. atypischer Lagerplatz auch in anderen Gebietstypen 
der BauNVO zulässig sein. Die Zulässigkeit eines unselbstständigen Lagerplat-
zes richtet sich nach der Zulässigkeit des Gewerbebetriebes zu dem der Lager-
platz gehört (König/Roeser/Stock/Stock BauNVO § 8 Rn. 27). Auch kann ein 
selbstständiger Lagerplatz in einem Mischgebiet als Gewerbebetrieb allgemein 
zulässig sein, wenn dieser nicht wesentlich stört (EZBK/Söfker BauNVO § 6 
Rn. 28). Den Darstellungen, wonach ein Lagerplatz in einem eingeschränkten 
Gewerbegebiet nach der aktuellen Rechtsprechung nicht möglich ist, muss da-
her widersprochen werden. 
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Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zu den bestehenden Baugenehmigun-
gen zur Kenntnis. Wenn auf Grundlage der 5. Änderung nach eintreten der 
Rechtskraft eine Baugenehmigung für einen Lagerplatz beantragt wird, so 
müsste dieser im Zusammenhang mit dem Gewerbebetrieb im GEe 1 stehen. 
Also wäre im aktuellen Fall nur ein Lagerplatz zulässig, der im Zusammenhang 
mit der Reparaturhalle steht und nicht unter die o. g. Nr. 9.3 und 9.11.1 des 
Anhangs 1 der 4. BImSchV fällt. 
 
Die Gemeinde stellt, wie oben aufgeführt, mit den getroffenen Festsetzungen 
Punkt 1.2, 1.3 und 8.1 bis 8.4 des Teil B - Text sicher, dass von einem Lager-
platz in dem GEe 2 keine Immissionen ausgehen, die die gesunden Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse gefährden. Fachgutachten, die die Verträglichkeit eines La-
gerplatzes mit den getroffenen Festsetzungen bzw. mit den Schutzansprüchen 
eines Mischgebietes nachweisen, sind im Rahmen der jeweiligen Baugeneh-
migung zu erstellen. Aufgabe der Bauleitplanung kann es nicht sein abschlie-
ßend für jeden Anlagetyp Festsetzungen zu treffen. 
 
Aus o. g. Gründen stimmt die Gemeinde der Auffassung, wonach die Festset-
zung eines Lagerplatzes in einem eingeschränkten Gewerbegebiet nicht zuläs-
sig ist, nicht zu. 
 
Die Gemeinde betrachtet die Ausweisung des Lagerplatzes in Nachbarschaft 
zur Wohnbebauung nicht als Verstoß gegen § 50 BImSchG. Da es sich bei der 
bestehenden Wohnbebauung um ein faktisches Mischgebiet handelt und mit 
dem Bebauungsplan durch die Festsetzungen Punkt 1.2, 1.3 und 8.1 bis 8.4 
des Teil B - Text sichergestellt wird, dass ein Lagerplatz den Störungsgrad ei-
nes Mischgebietes nicht überschreitet, liegen auch keine einander unverträgli-
che Nutzungen nebeneinander. 
 
 
 
 
Die Feststellungen des Unterzeichners bei der Ortsbegehung werden zur 
Kenntnis genommen. 
  



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger                 Abwägung der Gemeinde Gägelow 

 11 

 
Dass die aktuelle Nutzung beibehalten und intensiviert werden soll, ist eine Ver-
mutung, die sich die Gemeinde nicht zu eigen macht. Für die Errichtung eines 
Lagerplatzes in dem Plangebiet muss ein Bauantrag gestellt werden. Dabei 
richtet sich die Zulässigkeit des Lagerplatzes dann nach den Festsetzungen 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes. Eventuell bestehende unzulässige Nut-
zungen und unzulässiger Weise errichtete bauliche Anlagen müssen unterlas-
sen bzw. zurückgebaut werden. 
 
 
Schädliche Umwelteinwirkungen in Form von Geräuschspitzen, Staubemissio-
nen und Erschütterungen werden aufgrund der vorherigen Ausführungen nicht 
gesehen. 
Mit der Festsetzung Punkt 9.6 des Teil B - Text wird zwingend eine geschlos-
sene und blickdichte Einfriedung für den Lagerplatz vorgesehen. Dadurch wird 
eine Abschirmwirkung erzielt. 
 
 
Untere Denkmalschutzbehörde 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinweise gegeben werden. 
 
Untere Straßenverkehrsbehörde 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Ergänzungen, Einwände und Be-
denken bestehen. 
 
Straßenaufsichtsbehörde 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwände bestehen. 
 
Straßenbaulastträger 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwände bestehen und keine 
Straßen und Anlagen in der Trägerschaft des Straßenbaulastträgers betroffen 
sind. 
 
Öffentlicher Gesundheitsdienst 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass grundsätzlich keine Bedenken beste-
hen. 
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Die in der Schalltechnischen Untersuchung gegebenen Vorschläge für Festset-
zungen wurden in die Satzung übernommen und sind damit rechtsverbindlich. 
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Die Gemeinde Gägelow nimmt die nebenstehenden Ausführungen zur Kennt-
nis. 
Es wird nicht davon ausgegangen, dass mit der Ausweisung eines Lagerplat-
zes ein neues Konfliktfeld entsteht. Die Gemeinde beabsichtigt, die vorhandene 
städtebauliche Situation planungsrechtlich zu ordnen. Das an den Lagerplatz 
angrenzende Wohnhaus befindet sich in einem faktischen Mischgebiet (gem. 
§ 34 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 6 BauNVO) mit einem entsprechenden Störungs-
grad. Durch die Festsetzung eines eingeschränkten Gewerbegebietes mit ei-
nem nutzungsbedingten Störungsgrad eines Mischgebietes werden die Nut-
zungskonflikte vermieden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In der 5. Änderung und Ergänzung werden eingeschränkte Gewerbegebiete 
festgesetzt, die den höchstzulässigen Störungsgrad eines Mischgebietes ein-
halten. 
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Die Festsetzung eines eingeschränkten Gewerbegebietes mit dem Störungs-
grad eines Allgemeinen Wohngebietes wird nicht vorgenommen. 
 
 
 
 
Mit dem erneuten Entwurf vom 31.03.2021 wurde die Baugrenze so verändert, 
dass diese nun außerhalb des Gewässerschutzstreifens verläuft. Eine Ausnah-
megenehmigung ist daher nicht nötig. 
 
Die Planzeichnung wurde um zusätzliche Höhenpunkte ergänzt. Die Höhen-
punkte wurden vom beauftragten Vermessungsbüro mit Stand vom 22.02.2021 
eingemessen. 
 
 
 
 
Zu 1.1 
Bei der Erarbeitung des erneuten Entwurfes vom 31.03.2021 wurden die Hin-
weise beachtet. In dem eingeschränkten Gewerbegebiet sind Gewerbebe-
triebe, die das Wohnen nicht wesentlich stören zulässig. Zwischen der textli-
chen Festsetzung und der Begründung herrscht Übereinstimmung. 
 
 
 
 
Zu 1.2 
Lagerplätze sind als Gewerbebetriebe in Mischgebieten allgemein zulässig, 
wenn sie nicht wesentlich stören (EZBK/Söfker BauNVO § 6 Rn. 28). Da ein 
eingeschränktes Gewerbegebiet den Störungsgrad eines Mischgebietes auf-
weist, steht also die Zulässigkeit von Lagerplätzen in einem festgesetzten ein-
geschränkten Gewerbegebiet nicht im Widerspruch zu einander. 
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Die Gemeinde Gägelow verfolgt das Ziel ihre Bedeutung als Gewerbestandort 
zu erhalten und weiterzuentwickeln. Daher erfolgt die Ausweisung von Gewer-
beflächen bedarfsgerecht in Abstimmung mit den ansässigen Betrieben. Die 
Gemeinde unterstützt die Erweiterungsabsichten des Gewerbebetriebes im 
Plangebiet. Gleichzeitig beabsichtigt die Gemeinde, die bauliche Verdichtung 
in der Ortslage auf das maximal nötige Maß zu reduzieren. Um also neben der 
Erweiterung der bestehenden Baugrenze nach Norden hin in dem GEe 1 nicht 
noch weitere überbaubare Grundstücksflächen auszuweisen, entschied sich 
die Gemeinde für die Festsetzung eines Lagerplatzes. Dadurch wird einerseits 
die bauliche Verdichtung, insbesondere in der Nähe zum Priestersee, vermie-
den und andererseits werden dem Gewerbebetrieb Flächen zur Erweiterung 
bereitgestellt. 
 
Zu 1.3 
Die Planzeichnung wurde um zusätzliche Höhenpunkte ergänzt. Die Höhen-
punkte wurden vom beauftragten Vermessungsbüro mit Stand vom 22.02.2021 
eingemessen. 
 
Zu 3. 
Das Straßenbauamt Schwerin hat in ihrer Stellungnahme nahegelegt, aufgrund 
der örtlichen Gegebenheiten nur das Rechtsabbiegen in das Plangebiet bzw. 
das Rechtsabbiegen auf die B 105 zuzulassen. Weiterhin wurden vom Stra-
ßenbauamt Schwerin keine Einwände geäußert. 
 
 
 
 
Zu 4. 
Die Festsetzung zu Geh-, Fahr- und Leitungsrechten wurde zum erneuten Ent-
wurf vom 31.03.2021 entsprechend abgewandelt. 
 
Zu 5. 
Der zuständige Zweckverband Grevesmühlen äußert keine Einwände gegen 
die geplante Niederschlagswasserbeseitigung. 
 
Zu 6. 
Die Planzeichnung wurde um zusätzliche Höhenpunkte ergänzt. Die Höhen-
punkte wurden vom beauftragten Vermessungsbüro mit Stand vom 22.02.2021 
eingemessen. 
  



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger                 Abwägung der Gemeinde Gägelow 

 16 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 7.1 
Die Festsetzung wurde zum erneuten Entwurf vom 31.03.2021 dahingehend 
abgewandelt, dass eine 2-reihige Hecke zu pflanzen ist. 
 
Zu 8.5 
Übereinstimmung zwischen dem Plan und den textlichen Festsetzungen wurde 
mit dem erneuten Entwurf vom 31.03.2021 hergestellt. 
 
Zu 9. 
Die Anmerkung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Zu 2.2 
Die Gemeinde verfolgt das Ziel ein eingeschränktes Gewerbegebiet mit dem 
Störungsgrad eines Mischgebietes festzusetzen. Die in der Begründung vor-
handenen Uneindeutigkeiten wurden mit dem erneuten Entwurf vom 
31.03.2021 klargestellt. 
 
Zu 5. 
Weitere Aussagen aus der Schalltechnischen Untersuchung, die immissions-
schutzrechtliche Konfliktbewältigung betreffend, wurden ergänzt. Zudem setzt 
sich die Gemeinde in der Begründung mit weiteren Immissionen (Stäube, Er-
schütterungen, Gerüche) auseinander. 
 
 
  



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger                 Abwägung der Gemeinde Gägelow 

 17 

 
 

 
 
 
 
 
Die Gemeinde Gägelow nimmt zur Kenntnis, dass auf entgegenstehende Be-
lange hingewiesen wird. Grundsätzliche Bedenken können der Stellungnahme 
nicht entnommen werden. 
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Wasserversorgung 
Die Gemeinde Gägelow nimmt zur Kenntnis, dass das Plangebiet nicht durch 
Trinkwasserschutzzonen berührt wird. 
Weiterhin wird zur Kenntnis genommen, dass der Zweckverband Wismar für 
die Versorgung mit Trink- und Brauchwasser zuständig ist. 
 
Abwasserentsorgung 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass der Zweckverband Wismar das anfal-
lende Abwasser zu beseitigen hat und dafür entsprechende Anlagen bei dem 
Zweckverband zu beantragen sind. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass für gewerbliche Nutzungen die Einlei-
tung in das öffentl. Kanalnetz bei der unteren Wasserbehörde zu beantragen 
ist. 
 
 
Niederschlagswasserbeseitigung 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass der Zweckverband Grevesmühlen für 
die Beseitigung des als Abwasser einzustufenden Niederschlagswassers zu-
ständig ist. 
 
 
Das auf den privaten Grundstücken anfallende unverschmutzte Niederschlags-
wasser ist der Vorflut zum Priestersee zuzuleiten. Vorflut für die festgesetzten 
eingeschränkten Gewerbegebiete GEe 1 und GEe 2 ist das Gewässer 
Nr. 11:0:3/4. Eine Versickerung ist nicht geplant. 
 
Die nebenstehenden Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Ableitung von gefasstem Nieder-
schlagswasser grundsätzlich der Erlaubnis bedarf. Weiterhin wird der Verweis 
auf das Merkblatt M 158 der DWA beachtet. 
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Der Hinweis auf das DWA-Arbeitsblatt A 138 wird beachtet. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Privatrechtliche Regelungen zu 
Dienstbarkeiten sind nicht Teil des Bauleitplanverfahrens. 
 
Gewässerschutz 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass vorhandene Drainageleitungen und 
sonstige Vorflutleitungen in ihrer Funktionsfähigkeit zu erhalten bzw. wieder-
herzustellen sind. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass prüfpflichtige Anlagen nach AwSV bei 
der unteren Wasserbehörde anzeigepflichtig sind. 
 
Die Hinweise zu bei der unteren Wasserbehörde anzuzeigenden Bautätigkeiten 
werden zur Kenntnis genommen. 
 
Der WBV „Wallensteingraben-Küste“ ist ebenfalls als Träger öffentl. Belange 
beteiligt worden. Durch die 5. Änderung und Ergänzung werden planungsrecht-
lich keine Voraussetzungen für die bauliche Nutzung der Flächen oberhalb des 
verrohrten Verlaufes der Vorflut zum Priestersee geschaffen. Im Bereich der 
Trasse des verrohrten Gewässers ist eine Grünfläche festgesetzt. Es sind dort 
keine baulichen Anlagen zulässig. 
 
 
Im Rahmen der 5. Änderung und Ergänzung ist keine Herstellung, Beseitigung 
oder wesentliche Umgestaltung von Gewässern oder deren Uferbereiche vor-
gesehen. 
 
Der gegebene Hinweis zu Hang- und Schichtenwassern wird beachtet und zu 
den Hinweisen aufgenommen. 
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Die Gemeinde Gägelow nimmt zur Kenntnis, dass der Planung keine abfall-
rechtlichen Belange entgegenstehen. 
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Die nebenstehenden Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit der 5. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 14 werden be-
reits stark anthropogen überprägte Flächen in Anspruch genommen. Die Er-
weiterungsfläche befindet sich in unmittelbarer Nähe zu einem bestehenden 
Gewerbegebiet. Dies ist ein deutlicher Standortvorteil, der zu effizienteren Be-
triebsabläufen führt und weniger Verkehr erzeugt, als einen Standortauswei-
sung an einer anderen Stelle. Auch aufgrund der geringen Größe der Erweite-
rungsfläche würde ein alternativer Standort, der womöglich im Außenbereich 
läge, einen unverhältnismäßigen Erschließungsaufwand bedeuten, durch den 
zusätzliche Bodenversiegelungen verursacht würden. Die Gemeinde erachtet 
eine bedarfsgerechte Ausweisung von Gewerbeflächen am gewählten Standort 
daher für insgesamt am Sinnvollsten und als dem Prinzip des sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden (§ 1a Abs. 2 BauGB) folgend. 
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Die Gemeinde Gägelow nimmt zur Kenntnis, dass sich im Plangebiet diverse 
Aufnahme- und Sicherungspunkte des Lagenetzes befinden. Die Hinweise zum 
Erhalt dieser werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Übereinstimmung der Planungsun-
terlagen mit dem aktuellen Liegenschaftskataster nicht geprüft wurde. 
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Die Festpunktübersicht wird beachtet. 
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Zu 1. 
Die Gemeinde Gägelow nimmt zur Kenntnis, dass es nicht zum Entzug an land-
wirtschaftlich genutzten Flächen kommen wird und daher keine Anregungen 
und Hinweise geäußert werden. 
 
Zu 2. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich das Plangebiet in keinem Verfahren 
zur Neuregelung der Eigentumsverhältnisse befindet und deshalb keine Beden-
ken oder Anregungen geäußert werden. 
 
Zu 3. 
Naturschutz 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass Belange nach §§ 5 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
und 40 Abs. 2 Nr. 2 NatSchAG M-V) nicht betroffen sind. Die untere Natur-
schutzbehörde wurde über den Landkreis Nordwestmecklenburg ebenfalls be-
teiligt. 
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Wasser 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine wasserwirtschaftlichen Bedenken 
bestehen. 
 
 
Boden 
Die nebenstehenden Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
4. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass in der Umgebung des Plangebietes 
keine Anlagen befinden, die nach dem BImSchG genehmigt oder angezeigt 
wurden. 
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Die Gemeinde Gägelow nimmt zur Kenntnis, dass keine Stellungnahme abge-
geben wird. 
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Die Gemeinde Gägelow nimmt zur Kenntnis, dass sich keine Festpunkte der 
amtlich geodätischen Grundlagennetze in dem Plangebiet befinden. Das Merk-
blatt wird beachtet. 
 
Der Landkreis Nordwestmecklenburg wurde ebenfalls beteiligt. 
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Die Gemeinde Gägelow nimmt zur Kenntnis, dass das LPBK M-V als obere 
Landesbehörde nicht zuständig ist. 
 
Der zuständige Landkreis Nordwestmecklenburg wurde ebenfalls als Träger öf-
fentlicher Belange beteiligt. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass in Meckl.-Vorpom. Munitionsfunde nicht 
auszuschließen sind. 
 
Der Hinweis, dass Bauherren für die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften verantwortlich sind, wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Gemeinde Gägelow nimmt zur Kenntnis, dass eine Kampfmittelbelastungs-
auskunft beim Munitionsbergungsdienst des LPBK M-V zu erhalten ist. 
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Die Gemeinde Gägelow nimmt zur Kenntnis, dass der WBV der Planung zu-
stimmt. 
Durch die 5. Änderung und Ergänzung werden planungsrechtlich keine Voraus-
setzungen für die bauliche Nutzung der Flächen oberhalb des verrohrten Ver-
laufes der Vorflut zum Priestersee geschaffen. Im Bereich der Trasse des ver-
rohrten Gewässers ist eine Grünfläche festgesetzt. Es sind dort keine baulichen 
Anlagen zulässig. 
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Der Verlauf der Vorflut zum Priestersee wird beachtet und nachrichtlich in die 
Planzeichnung übernommen. 
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Die Gemeinde Gägelow nimmt zur Kenntnis, dass für das Grundstück kein 
Trinkwasseranschluss besteht, eine Erschließung jedoch über öffentliche 
Flurstücke möglich ist. 
Die nebenstehenden Ausführungen zur Trinkwassertransportleitung südlich 
der B 105 werden beachtet. Die Begründung wird dementsprechend 
angepasst. 
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Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Entnahme von Trinkwasser zu 
Löschwasserzwecken als gesichert gilt. 
 
 
 
 
Die Nebenstehenden Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Durch die 5. Änderung und Ergänzung werden planungsrechtlich keine Voraus-
setzungen für die bauliche Nutzung der Flächen oberhalb des verrohrten Ver-
laufes der Vorflut zum Priestersee geschaffen. Im Bereich der Trasse des ver-
rohrten Gewässers ist eine Grünfläche festgesetzt. Es sind dort keine baulichen 
Anlagen zulässig. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Zweckverband Grevesmühlen 
wurde ebenfalls beteiligt. 
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Der Leitungsplan wird beachtet. 
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Die Gemeinde Gägelow nimmt zur Kenntnis, dass der ZVG keine Einwände 
bezüglich der Beseitigung des Niederschlagswasser im Plangebiet hat. 
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Die Gemeinde Gägelow bestätigt, dass die Zufahrt zum Plangebiet bereits aus-
gebaut ist. Ein Hinweis auf das aus Sicht des Straßenbauamtes ausschließlich 
zuzulassende Rechtsabbiegen bzw. Rechtseinbiegen in bzw. aus dem Plange-
biet wird der Begründung beigefügt. Die tatsächliche Einteilung der Straßen-
verkehrsfläche ist nicht Bestandteil der Bauleitplanung. 
Eine Änderung der bestehenden Zufahrt ist im Rahmen der 5. Änderung und 
Ergänzung nicht vorgesehen. Daher nimmt die Gemeinde zur Kenntnis, dass 
von Seiten des Straßenbauamtes Schwerin keine Einwände bestehen. 
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Die Bestandspläne werden beachtet. Sie werden ausschließlich für interne 
Zwecke verwendet und nicht an Dritte weitergegeben. 
 
Die Gemeinde Gägelow nimmt zur Kenntnis, dass grundsätzlich keine Beden-
ken oder Einwände bestehen. 
 
Die nebenstehenden Hinweise werden beachtet. 
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Der Leitungsplan wird beachtet. 
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Die Gemeinde Gägelow nimt zur Kenntnis, dass sich Leitungen der 
Gasversorgung Wismar Land GmbH imPlangebiet befinden. 
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Die beigefügten Pläne werden beachtet. 
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Der Leitungsplan wird beachtet. 
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Das Merkblatt „Schutz von Versorgungsanlagen bei Bauarbeiten – Im Netz der 
Gasversorgung Wismar Land GmbH (GWL)“ wird zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
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Das Merkblatt „Schutz von Versorgungsanlagen bei Bauarbeiten – Im Netz 
der Gasversorgung Wismar Land GmbH (GWL)“ wird zur Kenntnis 
genommen und beachtet. 
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Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass sich im Plangebiet keine Anlagen der 
50Hertz Transmission GmbH befinden. 
 
Die nebenstehenden Hinweise werden beachtet. 
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Die Gemeinde Gägelow stimmt mit den nebenstehenden Ausführungen 
überein. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Hansestadt Wismar der 5. Änderung 
und Ergänzung des B-Planes Nr. 14 zustimmt. 
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Die Gemeinde Gägelow nimmt zur Kenntnis, dass das Haupt- und 
Ordnungsamt den Ausführungen zur Löschwasserversorgung nichts 
hinzuzufügen hat. 
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Die Gemeinde Gägelow nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Gemeinde 
Zierow weder Anregungen noch Bedenken geäußert und die Planungen der 
Gemeinde Zierow nicht berührt werden. 
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Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Verfasser der Planung zur 5. Än-
derung nicht zustimmen. 
 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur Kenntnis und stimmt mit diesen 
überein. 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde stimmt mit 
diesen überein. 
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Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur Kenntnis und stimmt mit diesen 
überein. 
 
Alltägliche Konflikte zwischen der vorhandenen Wohnnutzung und dem an-
grenzenden Gewerbebetrieb sind nicht im Rahmen des Bauleitplanverfahrens 
zu Regeln. Dem städtebaulichen Ziel gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
zu gewährleisen, wurde mit der Beauftragung einer Schalltechnischen Unter-
suchung Rechnung getragen. Aus der Schalltechnischen Untersuchung gingen 
Festsetzungen zu den höchst zulässigen Lärmpegeln hervor. Mit den Festset-
zungen sollen städtebauliche Nutzungskonflikte vermieden werden. Die Kon-
trolle der Einhaltung von den festgesetzten Grenzwerten ist nicht Teil der Bau-
leitplanung. Die Gemeinde kommt zu der Überzeugung, dass die beschriebe-
nen Konflikte ordnungsrechtlicher und nicht planungsrechtlicher Natur sind. Die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes sind hierfür nicht ursächlich. 
 
Die zulässigen Lärmpegel für die Tageszeit beziehen sich auf den Zeitraum von 
06:00 Uhr bis 22:00 Uhr. Die zulässigen Lärmpegel für den Nachtzeitraum ent-
sprechend auf 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr. Eine Unterscheidung zwischen Werk-
tagen und Wochenende wird bei Gewerbegebieten in Bezug auf zulässige 
Lärmpegel nicht vorgenommen. Die Kontrolle der Einhaltung von den zulässi-
gen Lärmpegeln ist nicht Teil der Bauleitplanung. 
 
Beeinträchtigungen während der Bauzeit durch Lärm, Staub und Erschütterun-
gen sind nur temporär und können daher als zumutbar erachtet werden. Es ist 
jedoch der Gemeinde ein Anliegen, mit dem Bauherren vertraglich zu verein-
baren, dass gegenseitige Rücksichtnahme erfolgt. 
 
Die festgesetzte maximale Firsthöhe orientiert sich an der bestehenden Bebau-
ung. Die nördlich an das Plangebiet angrenzende Wohnbebauung befindet sich 
auf einem höheren Geländeniveau, sodass auch bei Ausnutzung der maximal 
zulässigen Firsthöhe kein wesentlich höherer Gebäudekörper als die im Norden 
befindlichen Wohngebäude entstünde. Aus diesem Grund und wegen des Ab-
standes der Baugrenze von 3 m zu den angrenzenden Wohngrundstücken wer-
den nur Teile der Gärten verschattet. Zudem tritt eine Verschattung nur bei 
Sonneneinstrahlang aus südlicher Richtung ein. Da der Sonnenstand, wenn die 
Sonne im Süden steht, am Höchsten ist, ist mit einer nur geringen Verschattung 
zu rechnen. 
Die Obergrenze für die zulässige GRZ beträgt bei Gewerbegebieten gemäß 
§ 17 BauNVO 0,8. Die Obergrenze für Reine und Allg. Wohngebiete beträgt 
0,4. 
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Die bestehende Situation, der an ein eingeschränktes Gewerbegebiet grenzen-
den Wohnbebauung, wird durch die Planungen der 5. Änderung und Ergän-
zung des Bebauungsplanes Nr. 14 verändert. Mit dem Bau einer Lagerhalle 
können zukünftig Lärm erzeugende Tätigkeiten in die Lagerhalle verlegt wer-
den, so dass insgesamt von einer Reduktion von Lärmimmissionen ausgegan-
gen werden kann. Die Gemeinde erachtet die Planungen zur 5. Änderung und 
Ergänzung nicht als wertmindernd für die Wohnbebauung entlang der Straße 
„Am Priestersee“. 
Das Plangebiet stellt eine bereits stark anthropogen überprägte Fläche dar. 
Eine Beeinträchtigung des Landschaftsbildes wird von der Gemeinde nicht ge-
sehen. 
 
Nach Ansicht der Gemeinde Gägelow sind die immissionsschutzrechtlichen 
Festsetzungen ausreichend, um gesunde Wohnverhältnisse sicher zu stellen. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung können Festsetzungen zur zulässigen und nicht 
zulässigen Art der baulichen Nutzung getroffen werden. Ob die tatsächlich 
stattfindenden Nutzungen den Festsetzungen des Bebauungsplanes entspre-
chen, ist durch die Bauordnung des Landkreises Nordwestmecklenburg zu re-
geln bzw. zu kontrollieren. 
Bei Vorgängen der Be- und Entladung sind die zulässigen Lärmpegel in den 
textlichen Festsetzungen einzuhalten. Dies trifft auch auf eine möglicherweise 
erhöhte Anzahl von Fahrzeugbewegungen zu. 
Durch die Verlagerung von Lärm erzeugenden Tätigkeiten in eine Lagerhalle 
sollen Lärmimmissionen reduziert werden. 
Über möglicherweise neu entstehende Arbeitsplätze wurden im Rahmen des 
Bauleitplanverfahrens keine Informationen eingeholt. Grundsätzlich beabsich-
tigt die Gemeinde Gägelow mit der Ausweisung von Gewerbegebieten neue 
Betriebe anzusiedeln oder vorhandenen Betriebe in der Gemeinde zu halten, 
um Arbeitsplätze zu schaffen oder langfristig zu sichern. 
 
Brandschutz 
Die Gemeinde Gägelow verfügt über ein Löschwasserkonzept aus dem Jahr 
2017. Dort sind die für die Feuerwehr verfügbaren Löschwasserstellen aufge-
führt. Für ein Gewerbegebiet sind für den Grundschutz 96 m³ Löschwasser pro 
Stunde über einen Zeitraum von 2 Stunden nachzuweisen. Dies erfolgte mit 
dem Verweis auf einen bestehenden Vertragshydranten mit entsprechender 
Leistung sowie durch die Sicherung der Zufahrt für die Feuerwehr zum Pries-
tersee, der ein zusätzliches Löschwasserreservoir darstellt. 



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger                 Abwägung der Gemeinde Gägelow 

 53 

 
 
Die Benachrichtigung der Öffentlichkeit erfolgte formal mit der Bekanntma-
chung der Aufstellung sowie der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 
BauGB am 16.06.2020 in der Ostsee-Zeitung. Zudem erfolgte die Bekanntma-
chung der erneuten öffentlichen Auslegung nach § 4a Abs. 3 i. V. m. § 3 Abs. 2 
BauGB am 08.05.2021 in der Ostsee Zeitung. 
 
 
 
 Die bestehende Konifärenhecke genießt Bestandsschutz und muss nicht ent-
fernt werden. Gleichzeitig sichert die Festsetzung einer Heckenpflanzung, 
dass, auch wenn die Konifärenhecke entfernt wird, eine neue Hecke gepflanzt 
werden muss. 
 
 
 
 
 
Es ist Aufgabe des Grundstückseigentümers für die Pflege der Hecke Sorge zu 
leisten. 
 
Im Protokoll der Bauausschusssitzung vom 15.05.2020 wurde die Wortmel-
dung von Frau Nechels festgehalten. Es wurden die Beschwerde über beste-
henden Lärm und die Befürchtung einer Verschattung der Terrassen der Wohn-
bebauung im Norden des Plangebietes geäußert. Weiterhin wurde eine Geneh-
migung des Bebauungsplanes in Frage gestellt. In Reaktion darauf beschloss 
der Bauausschuss, eine mögliche niedrigere Gebäudehöhe zu prüfen. Auf-
grund der vorhandenen städtebaulichen Prägung durch die bestehende Halle 
sowie der auf einer höheren Geländehöhe gelegenen Wohnbebauung im Nor-
den sah die Gemeinde von einer Reduktion der zulässigen Gebäudehöhe ab. 
Die Gefahr einer unverhältnismäßigen Verschattung wird, wie oben aufgeführt, 
nicht gesehen. 
 
Die Gemeinde berücksichtigt die vorgebrachten Belange der Anwohner insbe-
sondere durch die immissionsschutzrechtlichen Festsetzungen sowie die rest-
riktive Regelung des zulässigen Lagerplatzes. 
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Die Gemeinde Gägelow nimmt das Schreiben vom 17.06.2012, adressiert an 
den Landkreis Nordwestmecklenburg, zur Kenntnis.  
 
Mit der 5. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 14 beabsichtigt 
die Gemeinde die Nutzungskonflikte zwischen den Gewerbegebieten und den 
Wohngebieten zu lösen. Dazu wird im Norden des GEe 1 der Bau einer weite-
ren Halle ermöglicht, so dass eine Abschirmwirkung zur nördlich angrenzenden 
Wohnbebauung erzielt wird. Zudem wurden die immissionswirksame flächen-
bezogene Schallleistungspegel für die eingeschränkten Gewerbegebiete 
GEe 1 und GEe 2 neu festgelegt. Die Erweiterungsfläche des GEe 2 Lagerplatz 
wurde restriktiv auf die ausschließliche Nutzung als unselbstständiger Lager-
platz beschränkt. Um auch hier immissionsschutzrechtliche Konflikte zu ver-
meiden, wurden zudem bestimmte Arten von Lagerplätzen, die besonders dazu 
geeignet sind Stäube, Erschütterungen und Gerüche zu verursachen, ausge-
schlossen. 
 
Sollte ein Gewerbebetrieb den Festsetzungen der 5. Änderung nicht entspre-
chen, ist dies durch die Bauordnung des Landkreises Nordwestmecklenburg zu 
kontrollieren und ggf. zu unterbinden. 
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Die Gemeinde möchte an dieser Stelle klarstellend erwähnen, dass die vom 
Einwender beschriebenen Probleme in keinem unmittelbaren Zusammenhang 
mit der hier behandelten 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14 stehen. Die 
hier erwähnten Probleme brühren das Ordnungsrecht und nicht das 
Planugsrecht. Der korrekte Adressat ist daher das Bauordnungsamt des 
Landkreises Nordwestmecklenburg. 


